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BFF - Fraktion im Römer 

 

 Frankfurt am Main, 02.08.2017 
 

 
A N T R A G 

der BFF - Fraktion im Römer  
 
 
Keine städtischen Subventionen für Extremisten 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird aufgefordert, in folgender Angelegenheit umgehend tätig zu werden: 

• Extremistischen politischen, weltanschaulichen oder religiösen Vereinigungen,  
welche die Anwendung von Gewalt und Rechtsbrüchen praktizieren, billigen oder  
tolerieren, wird mit sofortiger Wirkung die direkte oder indirekte finanzielle 
Unterstützung, Subventionierung bzw. Gewährung von Vergünstigungen  
aus Mitteln und Möglichkeiten der Stadt Frankfurt am Main (z. B. in Form einer 
Überlassung von städtischen Liegenschaften) entzogen und zukünftig grundsätzlich  
auch nicht mehr gewährt oder geduldet. 
 

• Bisher entsprechend zweckentfremdete städtische Liegenschaften sind Nutzungen 
zuzuführen, die sowohl den öffentlichen Bedürfnissen als auch den wirtschaftlichen 
Anforderungen der Stadt Rechnung tragen. Dementsprechend hat eine Vermietung 
zu einer ortsüblichen, Zustand und Ausstattung der Gebäude entsprechenden 
Miete zu erfolgen. 
 

• Aktuell betrifft das insbesondere: 
- die weit unter dem ortsüblichen Wert liegende Miete für das Café ExZess  
   (Leipziger Str. 91) 
- das gegen einen symbolischen Betrag überlassene ehemalige Polizeigefängnis 
   (Klapperfeldstraße 5) 
- das seit über drei Jahrzehnten rechtswidrig besetzte Gebäude  
  „In der Au 14-16“ 
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Begründung: 

Nach den jüngsten linksextremistischen Gewaltorgien beim G20-Gipfel in Hamburg und 
anlässlich der EZB-Eröffnung im März 2015 in Frankfurt sowie den hierzu dokumentierten 
Reaktionen aus linksextremistischen Kreisen sind die vorgenannten, ohnehin längst über-
fälligen Maßnahmen unverzüglich einzuleiten und durchzuführen. Zumal insbesondere die 
drei vorgenannten städtischen Liegenschaften hinlänglich dafür bekannt sind, dass von 
dort aus Gewaltaktionen und Straftaten der linksextremen Szene in Frankfurt vorbereitet, 
koordiniert und unterstützt werden.  

Grundsätzlich ist nicht hinnehmbar, dass durch die Tolerierung und Begünstigung extre-
mistischer Gruppierungen seitens der Stadt Frankfurt - verdeckt oder offen - dem Rechts-
staat weiterhin Schaden zugefügt wird. 

 

Bürger Für Frankfurt im Römer 
Patrick Schenk  
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